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Russisch Roulette
VON JOHANN MICHAEL MÖLLER

Die Situation in Russland wenige Tage 
nach den Parlamentswahlen und die 

Situation in Deutschland kurz nach der 
Bundestagswahl ist in nichts wirklich ver-
gleichbar. Und trotzdem gibt es ein paar 
Ähnlichkeiten, über die nachzudenken 
lohnt. In beiden Ländern steht die Fra-
ge nach grundsätzlichen Veränderungen 
im Raum, politisch, gesellschaftlich, wirt-
schaftlich und nicht zuletzt ökologisch. In 
Russland hat man diese Frage jetzt mit ei-
nem brüsken Nein beschieden. Das Regime 
hat seine Übermacht verteidigt. Da waren 
alle Mittel recht. 

Auch in Deutschland ist die große Rede 
über die ganz große Transformation im 
Laufe des Wahlkampfs wieder leiser ge-
worden. Der Ausgang der Wahl hat meh-
rere Gewinner und mehrere Verlierer 
hervorgebracht, aber der erdrutscharti-
ge Richtungswechsel ist ausgeblieben. Die 
möglichen Machtoptionen haben sich auf 
verschiedene mittelgroße Parteien verteilt, 
und auch die künftige Politik wird das Er-
gebnis (womöglich) langwieriger Verhand-
lungen sein. Die globale Welt ist ohnehin 
viel zu komplex, um sie mit einfachen po-
pulären Methoden noch entscheidend be-
einflussen zu können. In Russland werden 
sich die autoritären Strukturen also wei-
ter verfestigen, auch weil das Regime kei-
ne Entwicklungsphantasien mehr weckt. 
Der Status quo ist eingefroren; die Rus-
sen kennen sich damit aus. Man sieht das 
auch daran, wie selbstbezüglich die Oppo-
sition geworden ist. Ein überzeugender Ge-
genentwurf ist nicht mehr erkennbar.  

Das scheint in Deutschland anders zu 
sein. Und die Wahlanalysen sehen schon 
eine neue, junge, freiheits- und klimabe-
wusste Bürgerlichkeit im Entstehen. Den 
Wahlsieg aber verdankt die SPD eher de-
nen, die auf Beständigkeit und vertraute 
Verhältnisse gesetzt haben. Die Wähler-
wanderung machen das deutlich. Auch in 
Deutschland könnten sich die hochflie-
genden Ankündigungen des Wahlkampfs 
sehr schnell wieder im grauen Alltag der 
politischen Verfertigung wiederfinden. So 
viel Ende gab es in der deutschen Partei-
enlandschaft lange nicht mehr. Man würde 
lieber über die Anfänge sprechen. Das gilt 
auch für das deutsch-russische Verhältnis. 
Wer jetzt in den Wahlprogrammen nach 
Aufbruchssignalen sucht, könnte sich täu-
schen. Die alten Missverständnisse werden 
bleiben, die Divergenzen auch; und jede 
Seite wird sich in der Überzeugung einfrie-
den, dass man sich zwar nicht mehr viel zu 
sagen hat, aber trotzdem miteinander aus-
kommen möchte. Auch eine elende Situati-
on hat ihre vertrauten Seiten. 

Das aber ist der tatsächliche Unterschied 
zur einstigen Konstellation im Kalten Krieg: 
dass die globalen Herausforderungen gar 
keinen Platz mehr lassen für die alte Idee 
einer politischen Systemkonkurrenz. Die 
globalen Folgen der Klimaerwärmung, die 
weltweiten Migrationsprozesse und die 
dramatische Übernutzung der natürlichen 
Ressourcen, aber auch die Folgen der Pan-
demie lassen sich geografisch so wenig ein-
hegen wie ideologisch. Das Auftauen der 
Permafrostböden ist eben kein russisches 
Problem, genauso wenig wie die Zerstörung 
der Tropenwälder ein brasilianisches. Man 
kann die Suche nach geeigneten Dekarbo-
nisierungsstrategien auf getrennten We-
gen probieren; doch am Ende steht eine we-
sentliche Erkenntnis: Der Ausstieg aus dem 
Karbonzeitalter lässt sich nur gemeinsam 
bewerkstelligen, so unterschiedlich die In-
teressen und Ambitionen immer noch sind. 
Vom Wandel durch Annäherung hätte man 
früher gesprochen. Heute geht es um sehr 
viel mehr. Die Zukunft eines Teils unserer 
Erde lässt sich nicht mehr ohne den ande-
ren denken. Alles andere wäre Russisch 
Roulette.

Merkels  
Meilensteine  

Zu stark und zu schwach zugleich – wie Angela Merkel  
Deutschland zur Telefonzentrale der Welt machte 

VON URSULA WEIDENFELD

Minsk im  
Minus  

Gelingt mit dem Normandie-Format doch noch ein  
stabiler Friedensschluss in der Ukraine?   

VON VLADIMIR SOLOVIEV

Zu dieser Geschichte gibt es keine Bilder, 
nur ein paar Erzählungen. Die Europä-
ische Union steckt im Dezember 2005 

in der Sackgasse. Der Verfassungsvertrag ist 
gescheitert, die Mitgliedsländer streiten er-
bittert um ein neues Budget. Es geht nicht 
nur um Geld, Einfluss, und Subventionen für 
die Landwirtschaft – es geht auch um die Zu-
kunft einer handlungsfähigen EU mit damals 
25 Mitgliedern. Der amtierende Ratspräsident 
Tony Blair zieht sich am Abend dieses 16. De-
zember frustriert in die Präsidentensuite des 
Justus-Lipsius-Gebäudes zurück. Die anderen 
Regierungschefs finden sich damit ab, dass 
dieser Gipfel wohl scheitern wird. Sie verab-
schieden sich nach 
und nach in den 
Abend. 

Nur eine Politike-
rin aus Deutschland 
wuselt noch herum. 
Sie redet mal hier 
und mal da, stellt 
sich dem einen vor, 
grüßt den nächsten 
und landet schließ-
lich in einem langen 
Zwiegespräch mit 
dem französischen 
Präsidenten Jacques Chirac. Es ist Angela Mer-
kel, die erst wenige Tage zuvor zur deutschen 
Bundeskanzlerin gewählt wurde.

Am nächsten Morgen ist ein Ausweg gefun-
den. Merkel hat ihre Rolle für die kommenden 
16 Jahre entdeckt und ganz nebenbei auch die 
ihres Landes für die ersten Jahrzehnte des 21. 
Jahrhunderts definiert. Deutschland wird Mit-
telmacht Europas: kompromissorientiert, aus-
gleichend, und (natürlich) auch am eigenen 
Fortkommen interessiert. „Die Welt trat in das 
Zeitalter Merkels ein“, schrieb der britische Po-
litikwissenschaftler und Journalist Matthew 
Quortrup später. 

Merkel setzt nicht auf Visionen, sondern auf 
Sekundärtugenden. Sie boxt ihre Positionen 
nicht durch, sondern verbirgt sie. Sie will kei-
ne Freunde, sie sucht Verbündete. Verhandeln 
bis zum Umfallen, schlimmstenfalls wenig ele-

gante Kompromisse als Erfolg nachhause tra-
gen, sich nicht in den Vordergrund drängen. So 
macht sie in einer Zeit internationale Politik, in 
der immer mehr ihrer Gesprächspartner auf 
die entgegengesetzte Strategie setzen: Charis-
ma, große Entwürfe, Power-Play. Die Methode 
Merkel hat – bis auf wenige Ausnahmen, die 
meist mit dem amerikanischen Präsidenten 
Donald Trump oder mit dem russischen Präsi-
denten Wladimir Putin zu tun haben – Erfolg.

Das konnte im Dezember 2005 noch nie-
mand wissen. Nur im Rückblick wirkt es so, 
als habe Merkel schon damals felsenfest vor-
gehabt, 16 Jahre lang im Amt zu bleiben, Er-
fahrung zu sammeln, und Gesprächsfäden zu 

spinnen, die sich 
erst Jahre später als 
nützlich erweisen 
sollten. Zunächst 
einmal ist es der 
Unbekannten in der 
Brüsseler Dezem-
ber-Nacht nur ge-
lungen, ein höheres 
EU-Budget zu ver-
handeln, den Briten 
ein kleines bisschen 
von ihrem Beitrags-
rabatt abzuluchsen, 

und den Franzosen das Gefühl zu geben, bei 
der Frage der Agrarmilliarden an ihrer Sei-
te zu stehen. Den größten Teil der Rechnung 
würde Deutschland übernehmen. „Deutsch-
land war auf einmal konstruktiv“, erzählen 
Teilnehmer dem Merkel-Biografen Quortrup. 
Oder, andersherum: Das Auftauchen einer 
Frau ohne Eigenschaften in der selbstbewuss-
ten Welt der Politik-Pop-Stars Tony Blair und 
Jacques Chirac, macht in Europa Vereinba-
rungen möglich, wo es bisher (unter ihrem 
Vorgänger Gerhard Schröder) oft bei verbaler 
Kraftmeierei geblieben oder zu Verträgen ge-
kommen war, die am Ende nicht hielten.

Merkel kommt ohne die Symbolik der Macht 
aus, die man dem Wähler zur Abstimmung vor-
legen müsste. Als „Ästhetik der Armut“ kenn-
zeichnet der Politikwissenschaftler Karl-Ru-
dolf Korte diesen Stil. Nach außen funktioniert 

Man hört allenthalben, die Beilegung 
des Donbass-Konflikts sei in eine 
Sackgasse geraten. Im Fall des Don-

bass, so Wladimir Solowjow, sei das Problem 
aber umfassender zu sehen: Oft ist es schwie-
rig, die Position und die Ziele jener zu verste-
hen, die über einen Frieden verhandeln.

Selbst diejenigen, die die Verhandlungen 
zum Donbass aufmerksam verfolgen, haben 
das Gefühl, dass diese sinnlos sind. Im Juli 
2020 wurde verkündet, ein unbefristeter Waf-
fenstillstand sei vereinbart. Die Kontaktgrup-
pe, der die nicht anerkannten Volksrepubliken 
Donbass (VRD) und Lugansk (VRL) sowie Kiew, 
Moskau und die OSZE angehören, bezeichne-
te dies als großen 
Erfolg. Die Ruhe 
währte nicht lange, 
schon bald kehrte 
der Krieg zurück. 
Alle Versuche der 
Kontaktgruppe, die 
Kämpfe zu beenden, 
scheiterten und en-
deten in gegenseiti-
gen Anschuldigun-
gen, dass die jeweils 
andere Partei nicht 
bereit sei, den Frie-
densprozess voranzubringen.

Auch die Verhandlungen im Normandie-For-
mat stocken. Deutschland, Russland, die Uk-
raine und Frankreich bemühen sich seit No-
vember vergangenen Jahres um eine Einigung 
über die Umsetzung der Minsker Vereinba-
rungen. Die Verhandlungsführer diskutier-
ten über sogenannte Cluster. Die Idee war, aus 
den verschiedenen Positionen und Ansichten 
der Parteien einen Stufenplan zu erstellen und 
mit der Umsetzung zu beginnen. Fast ein Jahr 
ist seitdem vergangen, und niemand spricht 
mehr über Cluster. Seit August wird ein neues 
Thema behandelt: Vertreter aus Berlin, Paris, 
Moskau und Kiew arbeiten am Entwurf eines 
Abschlussdokuments für einen Gipfel im Nor-
mandie-Format. 

Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel wollte die Führer des Quartetts in Deutsch-

land zusammenbringen, bevor sie aus der Poli-
tik ausscheidet. Sie hatte am Text der Minsker 
Vereinbarungen mitgearbeitet und widmete 
dem Konflikt in der Ostukraine viel Zeit und 
Aufmerksamkeit. Seit August sind der Leiter 
des ukrainischen Präsidentenbüros, Andriy 
Jermak, der stellvertretende Leiter der Kreml-
verwaltung, Dmitri Kozak, sowie die deutschen 
und französischen Vertreter Peer Gebauer und 
Emmanuel Bonn dabei, den Entwurf eines Ab-
schlussdokuments für einen künftigen Gipfel 
abzustimmen. 

Die Wahrscheinlichkeit eines Treffens des 
Normandie-Quartetts auf höchster Ebene 
scheint allerdings sehr gering. Dies ist jeden-

falls eine verbrei-
tete Ansicht der 
russischen Unter-
händler. Sie halten 
es für sinnlos, ei-
nen neuen Gipfel 
abzuhalten, solan-
ge die Beschlüsse 
des letzten Gipfels, 
der im Dezember 
2019 in Paris statt-
fand, nicht umge-
setzt wurden. Und 
dennoch versuchen 

alle, sich auf einen Entwurf für ein Abschluss-
dokument zu einigen.

An Ergebnissen eines Treffens zu arbeiten, 
das möglicherweise gar nicht stattfindet, ist an 
sich schon seltsam. Im Laufe der Verhandlun-
gen sind dann aber noch weitere Merkwürdig-
keiten bekannt geworden, die sich aus gezielten 
Indiskretionen an die Presse ableiten lassen.

Ein anonymer ukrainischer Unterhändler 
berichtete, dass Moskau bei der Ausarbeitung 
des Entwurfs für das Gipfeltreffen „hartnä-
ckig versucht hat, sich von der Verantwortung 
für den Konflikt mit der Ukraine freizuspre-
chen, indem es sich erneut für die Aufnah-
me der Donbass-Separatisten als zweite Kon-
fliktpartei in das Dokument des Gipfeltreffens 
ausgesprochen hat“. Aber, so das Fazit der 
Quelle, die russische Seite habe ihr Ziel nicht 
erreicht. 
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Deutschland und Russland brauchen neue Formen der Annäherung
Das Deutschland-Jahr in Moskau hat an eine Epoche erinnert, die  
eine gemeinsame ästhetische Antwort auf die sich wandelnde Welt  
im 19. Jahrhundert suchte..

Angela Merkel tritt ab, eine neue Staatsduma und ein neuer  
Bundestag sind gewählt, Nord Stream 2 nimmt den Betrieb auf. 

Iwan Konstantinowitsch Aiwasowskis bekanntes Gemälde „Schwarzes Meer“ war in der Romantik- 
Ausstellung in Moskau zu sehen, die am 2. Oktober in Dresden eröffnet wird.	
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Merkel kam ohne 
Symbolik der Macht aus. 

Sie wollte keine  
Freunde, sie suchte 

Verbündete

Kiew sieht den Krieg im 
Donbass als Konflikt mit 

Russland, Moskau als 
eine innerukrainische 

Angelegenheit
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KOMMUNIZIERENDE RÖHREN

Michael Harms über Angela Merkels  
Einsatz für Nord Stream 2
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Iwan Konstantinowitsch Aiwasowski, Das Schwarze Meer, 1881, Tretjakow-Galerie, Moskau
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Innerhalb von zwei Wochen fanden die 
neunten gesamtdeutschen Bundestags-
wahlen und die Wahlen zur achten rus-

sischen Staatsduma statt. Der Blick auf die 
Wahlen und die Monate davor lässt jedoch 
leider hervortreten, was uns voneinander 
trennt: Das vergangene Jahr war gezeich-
net von Spannungen auch im bilateralen 
Verhältnis, bis zum Verbot deutscher NGOs 
in Russland und dem Aussetzen des Ge-
sprächsforums Petersburger Dialog. 

Zum 3. Oktober sollten wir Deutsche aber 
nicht vergessen: Dass wir in Ost und West 
gemeinsam und frei wählen konnten, ist 
nur möglich, weil die sowjetische Führung 
sich 1989 und 1990 entschied, Deutschland 
und Europa nicht mehr als geopolitischen 
Schauplatz eines Interessensgegensatzes 
zu betrachten. Vielmehr sahen Politiker 
auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs 
Menschen, die Verantwortung für ihr eige-
nes Land und Frieden in Europa überneh-
men können. Deutschland wurde nach zwei 
Weltkriegen, die es begonnen hatte, großes 
Vertrauen entgegengebracht. Dies gründete 
auf die Erwartung, dass Zusammenarbeit in 
Europa künftig den Frieden sichert – unter-
mauert durch die Gründung der OSZE.

Heute scheint es, als verlöre diese Hoff-
nung an Kraft. Immer häufiger werden wie-
der gegensätzliche Interessen herangezo-
gen, um eine Politik auf der Abgrenzung zu 
begründen. 

Wer die deutsch-russischen Beziehungen 
so gestalten will, dass sie zu einem friedli-
chen Europa beitragen, muss weiterdenken. 
Auch die Ostpolitik von Willy Brandt und 
Egon Bahr ging von einer verfahren anmu-
tenden geopolitischen Situation aus. Brandt 
und Bahr wollten diese allerdings überwin-
den und die Verbindung zwischen den Men-
schen in Ost und West erhalten. Dasselbe gilt 
heute in Europa.

Europa steht für Demokratie und damit 
für das Vertrauen in mündige Bürgerinnen 
und Bürger. Es steht auch dafür, dass sich 
Menschen über Grenzen hinweg als Part-
ner sehen. Wir brauchen kein neues Jalta, 
das die Europäer aufteilt und Interessen ab-
grenzt. Wir müssen vielmehr die Ideen von 
Helsinki erneuern: Zusammenarbeit muss 
trotz aller Interessengegensätze selbstver-
ständlich sein. Das gilt umso mehr, wenn es 
darum geht, Lösungen für die großen Fra-
gen zu finden: zur Zukunft der Energiever-
sorgung und zum Klimaschutz oder zu De-
mokratie und Menschenrechten in Zeiten 
von Pandemie und Digitalisierung.

Nach den Wahlen in Russland und 
Deutschland sollte die politische Agenda 
weniger davon bestimmt werden, wie wir 
uns voneinander abgrenzen. Ob Einreise-
beschränkungen oder Gesetze oder Behin-
derung des Dialogs aus Furcht vor „Ein-
mischung“: Jetzt muss es für Politik und 
Zivilgesellschaft darum gehen, zu überwin-
den, was uns trennt. 

Jochen Saathoff ist Mitglied  
des Deutschen Bundestages für  

die SPD  und Koordinator für die  
zwischenstaatliche Zusammenarbeit  
mit Russland, Zentralasien und den  

Ländern der Östlichen Partnerschaft.

Der russische Außenminister Sergej La-
wrow hat sein angestammtes Ministeri-
um noch nicht verlassen, um in die Duma 

einzuziehen, obwohl er zuvor auf der Hauptliste 
von „Einiges Russland“ auf einen der ersten fünf 
Plätze gesetzt worden war. Aber auch ohne La-
wrow, so die Petersburger-Dialog-Korresponden-
tin Galina Dudina, hätten die dort verbleibenden 
Duma-Abgeordneten alle Chancen, sich außenpo-
litisch zu beweisen. 

Bereits Anfang September räumte Präsident 
Wladimir Putin ein, dass er es „bedauern“ würde, 
wenn er die Minister Sergej Lawrow und Sergej 
Schoigu an die Duma abgeben müsste. Beide stan-
den auf der gesamtstaatlichen Liste von „Einiges 
Russland“, und auf dem Programm des Außenmi-
nisters häuften sich Reisen innerhalb Russlands – 
nach Rostow am Don, Kaliningrad und Wolgograd. 
Bereits wenige Tage nach den Wahlen zur Staatsdu-
ma im September wurde jedoch deutlich, dass der 
Außenminister (ebenso wie sein Kollege) sein Tä-
tigkeitsfeld vorläufig nicht wechseln würde. 

Doch auch ohne die Mitwirkung von Sergej La-
wrow bleibt die internationale Tätigkeit – neben 
der legislativen und repräsentativen Tätigkeit – 
formal einer der Hauptbereiche in der Arbeit der 
Duma, wenn auch die politische Krise in den Be-
ziehungen zu den westlichen Ländern in den ver-
gangenen Jahren die Arbeit in einer ganzen Rei-
he von bilateralen Bereichen behindert hat. „Das 
umfangreiche Programm der Staatsduma auf dem 
Gebiet der internationalen Beziehungen ist nun-
mehr fest in den Gesamtrahmen des außenpoliti-
schen Kurses Russlands eingebettet und ermög-
licht es, die Interessen der Russischen Föderation 
im Ausland sowohl durch bilaterale Kontakte als 
auch im Rahmen der Aktivitäten der internationa-
len parlamentarischen Strukturen angemessen zu 
vertreten“, heißt es auf der offiziellen Website der 
zweiten Kammer. Im Prinzip sollten die Abgeord-
neten dadurch in die Lage versetzt werden, ent-
sprechende Gesetze zur internationalen Zusam-
menarbeit zu verabschieden. Andrej Kortunow, 
Generaldirektor des russischen Rates für interna-
tionale Angelegenheiten, erklärte gegenüber RIA 
Novosti, dass viel davon abhängen werde, wer die 

internationalen Fachausschüsse in der Duma und 
im Föderationsrat leiten werde und „ob es weitere 
personelle Veränderungen geben wird“.

Die außenpolitischen Ambitionen der Partei-
en können natürlich auch anhand ihrer Wahlpro-
gramme einer Einschätzung unterzogen werden.

„Die NATO-Stützpunkte rund um Russland wer-
den immer zahlreicher. Die Sanktionen werden 
verschärft. Es gibt politischen Druck“, schlägt 
die Kommunistische Partei Alarm. Um das Land 
zu retten, schlägt die Partei grob zusammenge-
fasst vor, „die nationale Sicherheit und die Positi-
on Russlands in der Welt zu stärken, die Kampf-
bereitschaft der Streitkräfte zu erhöhen und die 
Informations- und Technologiesicherheit zu ver-
bessern“. Wie auch die anderen Parteien treten 
die Kommunisten für eine aktive Zusammenar-
beit mit den Landsleuten und dem nahen Ausland 
(„den Brudervölkern der UdSSR“) ein und unter-
stützen die Idee der Bildung eines Unionsstaates 
aus Russland und Weißrussland. Zu den konkre-
ten Vorschlägen gehört die Idee, „die Volksrepub-
liken Donezk und Luhansk unverzüglich anzuer-
kennen“. 

Die Liberal-Demokratische Partei formuliert 
ihre außenpolitischen Pläne noch konkreter. Al-
lerdings erscheint ihre Umsetzung noch unwahr-
scheinlicher. Von den „100 Schritten“ des Wahl-
programms sind fünf der Außenpolitik gewidmet. 
Die Partei schlägt die Abhaltung von Referenden 
über die Rückführung aller ehemaligen Gebie-
te der UdSSR, die Begrenzung der US-Aggressi-
on und die Auflösung der Nato vor. Zudem soll mit 
den europäischen Ländern eine mit Moskau über-
einstimmende Bewertung des Zweiten Weltkriegs 
und der Ausschluss Litauens, Lettlands und Est-
lands aus der EU „aufgrund Diskriminierung der 
Russen“ durchgesetzt werden. Letzteres ist qua-
si eine Wiederholung des ersten Punktes über die 
Gebiete der UdSSR. Der einzige gemäßigte Punkt 
scheint der Vorschlag zu sein, einen visafreien 
Reiseverkehr für Geschäftsleute aus den SOZ-, 
APEC- und BRICS-Ländern zu ermöglichen. 

„Ein wahrer Patriot ist jemand, der sowohl in 
Kriegs- als auch in Friedenszeiten die Interessen 
seines Heimatlandes gegen den äußeren Feind 

verteidigt“, heißt es bei der Partei „Gerechtes 
Russland“. Das Parteiprogramm betont ebenfalls 
die Arbeit mit den Landsleuten und etwas genau-
er die Notwendigkeit der Anerkennung der selbst-
ernannten Volksrepubliken Donezk und Luhansk. 
Mehr ist bei den Sozialdemokraten zur Außen-
politik nicht zu finden – mit Ausnahme der Auf-
forderung zur Ratifizierung von Artikel 20 des 
UN-Übereinkommens gegen Korruption, wonach 
die Staaten strafrechtliche Sanktionen für Beam-
te wegen unrechtmäßiger Bereicherung einfüh-
ren sollten. Der Status dieses Artikels wird in der 
Russischen Föderation mitunter nicht eindeutig 
interpretiert. Einerseits wurde dieser Artikel bei 
der Ratifizierung des Übereinkommens im Jahr 
2006 im einschlägigen Föderationsgesetz nicht 
in einem eigenen Absatz festgeschrieben. Ande-
rerseits stellt das Justizministerium fest, dass 
das Übereinkommen insgesamt ratifiziert wurde 
und dass zusätzliche Strafen für unrechtmäßige 
Bereicherung bereits in der russischen Antikor-
ruptionsgesetzgebung verankert sind.

Die außenpolitischen Initiativen von „Einiges 
Russland“ und der „Neuen Leute“ stellen sich et-
was detaillierter und ausführlicher dar. In trocke-
ner bürokratischer Sprache verspricht „Einiges 
Russland“, „die nationalen Interessen Russlands 
in der Außenpolitik entschlossen zu verteidigen“, 
Landsleute im Ausland zu unterstützen, Integra-
tionsstrukturen (Eurasische Wirtschaftsunion, 
GUS, SOZ, BRICS, OVKS) und den internationalen 
Handel auszubauen, gegen übermäßige Bürokra-
tisierung und Handelshemmnisse zu kämpfen 
und ein Wettrüsten im Weltraum zu verhindern.

„Wenn alles, was ein Land in der Außenwelt tut, 
rein vom Egoismus ‚nationaler Interessen‘ dik-
tiert wird“, heißt es bei den „Neuen Leuten“, „dann 
werden Atomwaffen, die Mitgliedschaft im UN-Si-
cherheitsrat und andere Attribute der ‚absoluten 
Souveränität‘ von anderen unweigerlich als un-
fairer Wettbewerbsvorteil wahrgenommen. Und 
das liefert denjenigen, die eine ‚Politik der Ein-
dämmung‘ gegenüber Russland betreiben, immer 
mehr Argumente.“ Die Partei schlägt vor: „Es gibt 
nur einen Ausweg aus der Sackgasse der ‚Eindäm-
mung‘. Absage an die Methoden und Stereotypen 

des geopolitischen Zynismus der Vergangenheit 
– der Welt endlich zu erklären, für welche Werte 
Russland steht, mit wem und was wir nicht ein-
verstanden sind, wen wir als unsere Verbündeten 
und wen als Widersacher sehen und warum.“ Um 
dies zu erreichen, sei es nach Ansicht der „Neuen 
Leute“ notwendig, die öffentliche und humanitäre 
Diplomatie sowie die Kontakte zu ausländischen 
Medien auszubauen.

Ob es den Abgeordneten gelingen wird, die-
se meist eher vagen Punkte umzusetzen, bleibt 
offen. „Die Wähler sind an diesem Teil des Pro-
gramms nicht interessiert: In Fokusgruppen sa-
gen die meisten, dass sie im Allgemeinen mit der 
aktuellen Außenpolitik zufrieden sind, im Gegen-
satz zum Zustand der Wirtschaft und des sozialen 
Bereichs“, erklärte Jewgenij Mintschenko, Prä-
sident der Kommunikationsholding Minchenko 
Consulting, gegenüber dem *PD*. Sergej Lawrow 
sagte das Gleiche – noch bevor er es offiziell ab-
lehnte, in die Staatsduma zu wechseln: „Wir ha-
ben einen nationalen Konsens in den allermeisten 
außenpolitischen Fragen, und das gibt uns Stärke, 
weil unsere Bürger immer verstehen, was wir tun, 
und unterstützen, was wir tun“, erklärte er und 
ergänzte: „Ich sehe weder rechtlich noch politisch 
einen Grund, diesen außenpolitischen Kurs zu än-
dern.“

Gleichzeitig hält Jewgenij Mintschenko die Idee 
der „Neuen Leute“, auf eine aggressive außenpo-
litische Rhetorik zu verzichten, für realisierbar: 
„Es gibt einen Teil der Elite, der damit nicht zu-
frieden ist. Wir haben auch in Fokusgruppen die 
Idee getestet, stattdessen in der Sprache der In-
teressen zu sprechen, und ein Teil der Befragten 
stimmte bereitwillig zu, dass es notwendig ist, 
sich mit anderen Ländern zu einigen.“ Nach An-
sicht des Experten könnten Politiker, die gerade 
erst in die Duma eingezogen sind, nun versuchen, 
technische Vorschläge in Richtung Entspannung 
zu machen und „bei null“ zu beginnen.

Galina Dudina ist Korrespondentin  
der Zeitung Kommersant.

Warum Russen und  
Deutsche wieder  

Grenzen überwinden 
müssen

VON JOCHEN SA ATHOFF

Werte und Interessen 
Außenminister Sergej Lawrow wechselt nicht in die Staatsduma. 

Die dort vertretenen Parteien suchen nach außenpolitischen Leitlinien

VON GALINA DUDINA    

AUS DEM GESPR ÄC HSFORUM „PETERSBURGER DIALOG “

FORTSETZUNG VON  SEITE 1
MINSK IM MINUS

Ein Insider auf russischer Seite sagte, dass die 
Vertreter der Ukraine, Deutschlands und Frank-
reichs zunächst nicht dagegen gewesen seien, 
die Minsker Vereinbarungen als einzige Grund-
lage für die Lösung des Konflikts zu sehen. Doch 
dann weigerten sie sich nach seinen Worten, im 
Entwurf des Abschlussdokuments „die geografi-
sche Lage des Konflikts, seine Natur und die Kon-
fliktparteien, denen die Minsker Vereinbarungen 
Verpflichtungen zur Lösung des Konflikts aufer-
legt haben, festzuschreiben“.

Beide Versionen der Verhandlungen spiegeln 
keinen neuen Gegensatz wider. Kiew betrachtet 
den Krieg im Donbass als einen Konflikt mit Russ-
land, während Moskau ihn als eine innerukraini-
sche Angelegenheit sieht. Nachdem es Russland 
einmal gelungen ist, die Ukraine und die nicht 
anerkannten Donbass-Republiken zu Vertrags-
parteien der Minsker Vereinbarungen zu dekla-
rieren, hat man nicht die Absicht, diesen diplo-
matischen Sieg aufzugeben, der zudem durch die 
UN-Resolution 2202 vom 17. Februar 2015 bekräf-
tigt wurde.

Alle Positionen scheinen selbsterklärend zu 
sein. Aber genau das ist der Punkt, der Verwir-

rung hervorruft. Derselbe russische Insider be-
richtet, Kozak habe vorgeschlagen, Frankreich, 
Deutschland und die Ukraine sollten ihre Position 
zu den Konfliktparteien klar darlegen und zu Pa-
pier bringen. Ihre Vertreter und der Leiter des uk-
rainischen Präsidialamtes, Andriy Jermak, hätten 
jedoch mündlich zum Ausdruck gebracht, dass es 
sich um einen internationalen Konflikt zwischen 
Russland und der Ukraine handele und dass diese 
Information den „engen Kreis“ der Verhandlungs-
führer nicht verlassen und nicht in Dokumente-
nentwürfen festgehalten werden solle.

Wenn die anonyme Quelle die Wahrheit berich-
tet, stellt sich die Frage: Warum hat Kiew dem Vor-
schlag Kozaks nicht zugestimmt, wenn es doch 
erstens die Minsker Vereinbarungen in ihrer jet-
zigen Form für sich selbst als nicht vorteilhaft 
und daher nicht umsetzbar ansieht und zweitens 
möchte, dass die Rolle Russlands als Kriegspartei 
gegenüber der Ukraine eingeordnet wird?

Von Kiew gibt es keine Klarstellung zu diesem 
Punkt. Genauso schwierig ist es zu verstehen, wie 
die Ukraine tatsächlich zu den Minsker Verein-
barungen steht. Einerseits sagt Kiew, dass es sich 
für eine Lösung des Konflikts im Einklang mit den 

Minsker Vereinbarungen einsetze. Andererseits 
erklärte Oleksiy Arestowytsch, Berater der Kie-
wer Delegation in der Kontaktgruppe und Berater 
des Leiters des ukrainischen Präsidialamtes, am 
3. September, die Ukraine sei endlich „vom Ha-
ken“, was die Minsker Vereinbarungen betrifft. So 
antwortete er indirekt dem russischen Außenmi-
nister Sergej Lawrow. Lawrow hatte zu den Ver-
handlungen über den Donbass gesagt, dass Präsi-
dent Selenskyj und sein gesamtes Team „sich in 
dem Versuch winden“, vom Haken der 2015 unter-
zeichneten Vereinbarungen loszukommen und 
neu zu verhandeln.

Am 17. September kommentierte Arestowytsch 
die Teilnahme von Einwohnern des Donbass 
an den Dumawahlen in noch schärferen Wor-
ten: „Dies ist ein grober Verstoß gegen das Völ-
kerrecht, das nationale Recht der Ukraine und 
praktisch eine Aufkündigung der Minsker Ver-
einbarungen durch die russische Seite. Denn ei-
nen zerstörerischeren Prozess, der die Minsker 
Vereinbarungen zunichtemacht, kann man sich 
kaum vorstellen.“

Es gibt jedoch genügend klare Signale, dass 
Moskau sich darauf vorbereitet, das Spiel um den 

Donbass langfristig zu betreiben. Am schwerwie-
gendsten sind die jüngsten Vereinbarungen zwi-
schen den nicht anerkannten Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk, über die Abschaffung der 
Zölle im gemeinsamen Grenzabschnitt, die Schaf-
fung eines Binnenmarktes und die allgemeine 
Angleichung des Zivil-, Zoll- und Steuerrechts der 
beiden Republiken. 

Das Ergebnis wäre, dass die beiden Republiken 
im Wesentlichen zu einer einzigen werden wür-
den, was die Verwaltung dieser Gebiete vereinfa-
chen würde. Ziel könnte sein, im Donbass ein Ana-
logon zu Transnistrien zu schaffen, wo sich ein 
Alltagsleben längst etabliert hat, Sicherheitsfra-
gen gelöst sind und eine eigene Wirtschaft aufge-
baut wurde, die es mit russischer Unterstützung 
in Form von kostenlosem Gas und Finanzhilfe er-
möglicht, einen niedrigen, aber stabilen Lebens-
standard für die lokale Bevölkerung aufrechtzu-
erhalten.

Vladimir Soloviev ist Sonderkorrespondent  
der Zeitung Kommersant.

VIELFALT  
VEREINT
Noch bis zum 10. Oktober läuft die 

Ausstellung „Diversity United. Das 

künstlerische Gesicht Europas“ in 

Berlin im Flughafen Tempelhof. 90 

Künstlerinnen und Künstler aus 34 

Ländern, von Portugal bis Russland, 

von Norwegen bis in die Türkei sind 

dort zu sehen.

Unser Bild zeigt Bundespräsident 

Frank-Walter Steinmeier, seine Frau 

Elke Büdenbender, Ausstellungsmacher 

Walter Smerling (Mitte) und Berlins 

Regierendem Bürgermeister Michael 

Müller (rechts) bei der Eröffnung im 

Juni.
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